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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Fahrpersonalgesetzes 


A. Zielsetzung 

Die Vorschriften des Fahrpersonalgesetzes enthalten zahlrei- 
che Bezugnahmen auf die Verordnungen (EG) Nr. 543/69 und 
1463/70. Diese Verordnungen werden jedoch zum 29. Septem- 
ber 1986 durch die Verordnungen (EG) Nr. 3820/85 und 3821/85 
ersetzt. Mit dem Gesetz zur Änderung des Fahrpersonalgeset- 
zes sollen die entsprechenden Bestimmungen des Fahrperso- 
nalgesetzes an die Verordnungen (EG) Nr. 3820/85 und 3821/85 
angepaßt werden. Dies ist erforderlich, damit auch nach In- 
krafttreten der neuen EG-Regelung („Sozialvorschriften“) die 
Vorschriften des Fahrpersonalgesetzes zur Überwachung der 
Sozialvorschriften und zur Durchführung von Bußgeldverfah- 
ren weiterhin Anwendung finden können. 


B. Lösung 

Umstellung der bisherigen Bezugnahmen im Fahrpersonalge- 
setz auf die Vorschriften der Verordnungen (EG) Nr. 543/69 
und 1463/70 auf die korrespondierenden Vorschriften der Ver- 
ordnungen (EG) Nr. 3820/85 und 3821/85. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Anpassung der Vorschriften des Fahrpersonalge- 
setzes an die neue EG-Regelung soll lediglich gewährleistet 
werden, daß die Überwachung der Sozialvorschriften im bis- 
herigen Umfang weiterhin möglich ist. Zusätzliche Kosten 
entstehen daher weder beim Bund noch bei den Ländern noch 
bei den Gemeinden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. September 1986 

121 (323) — 902 00 — Fa 19/86 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Fahrpersonalgesetzes mit Begrün- 
dung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 565. Sitzung am 6. Juni 1986 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 ersicht- 
lich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Fahrpersonalgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Fahrpersonalgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. Oktober 1976 (BGBL I 
S. 3045) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Nr. 1 werden folgende Bezugnahmen durch 
nachstehend genannte Bezugnahmen ersetzt: 

a) die Bezugnahme auf die „Verordnung (EWG) 
Nr. 543/69 vom 25. März 1969 (ABI. EG Nr. L 77 
S. 49), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 515/72 vom 28. Februar 1972 
(ABI. EG Nr. L 67 S. 11)“ durch die Bezug- 
nahme auf die „Verordnung (EWG) Nr. 3820/ 
85 vom 20. Dezember 1985 (ABI. EG Nr. L 370 
S. 1)“; 

b) die Bezugnahme auf die „Verordnung (EWG) 
Nr. 1463/70 vom 20. Juli 1970 (ABI. EG 
Nr. L 164 S. 1), geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1787/73 vom 25. Juni 1973 (ABI. EG 
Nr. L 181 S. 1)“ durch die Bezugnahme auf die 
„Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 vom 20. De- 
zember 1985 (ABI. EG Nr. L 370 S. 8)“; 

c) in Buchstabe a die Bezugnahme auf die „Ver- 
ordnungen (EWG) Nr. 543/69 und Nr. 1463/70“ 
durch die Bezugnahme auf die „Verordnungen 
(EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85“; 

d) im letzten Halbsatz die Bezugnahme „in den 
Artikeln 5, 14, 14 a und 18 der Verordnung 
(EWG) Nr. 543/69 und in deren Anhang sowie 
in den Artikeln 17, 18, 20 und 21 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1463/70 und in deren An- 
hang I“ durch die Bezugnahme „in den Arti- 
keln 5, 13 und 17 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3820/85 sowie in den Artikeln 3, 15, 16 und 
19 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 und in 
deren Anhang I“. 

2. In § 3 Abs. 2 wird die Bezugnahme auf „Verord- 
nung (EWG) Nr. 543/69“ durch die Bezugnahme 
auf die „Verordnung (EWG) Nr. 3820/85“ ersetzt. 

3. In §4 werden folgende Bezugnahmen durch 
nachstehend genannte Bezugnahmen ersetzt: 

a) in Absatz 1 die Bezugnahme auf die „Verord- 
nungen (EWG) Nr. 543/69 und Nr. 1463/70“ 
durch die Bezugnahme auf die „Verordnungen 
(EWG) Nr. 3820/85 und Nr. 3821/85“; 

b) in Absatz 7 die Bezugnahme „des Artikels 14 
Abs. 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 1463/ 
70“ durch die Bezugnahme „des Artikels 12 
Abs. 2 und 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3821/ 
85“. 


4. § 7 a erhält folgende Fassung: 

„§7a 

Ordnungswidrigkeiten 

— Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung 
(EWG) Nr. 3820/85 — 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen eine 
Vorschrift der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 
verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. als Fahrer entgegen 

a) Artikel 5 Abs. 1 oder 2 Unterabsatz 1 tätig 
wird, ohne das dort festgesetzte Mindestal- 
ter zu besitzen, 

b) Artikel 5 Abs. 2 Unterabsatz 2 tätig wird, 
ohne den dort festgesetzten Anforderungen 
zu entsprechen, 

c) Artikel 6 Abs. 1 Unterabsatz 1, 2, 3 oder 4 
oder Abs. 2, Artikel 7 Abs. 1, 2 oder 4 Satz 1 
oder Artikel 8 Abs. 1, 2, 3 oder 6 die Lenkzei- 
ten, die Lenkzeitunterbrechnungen oder 
die Ruhezeiten nicht einhält, 

d) Artikel 12 Satz 2 Abweichungen von den 
Bestimmungen nicht vermerkt oder 

e) Artikel 14 Abs. 5 einen Auszug aus dem Ar- 
beitszeitplan oder eine Ausfertigung des Li- 
nienfahrplans nicht mit sich führt, 

2. als Beifahrer oder Schaffner entgegen Arti- 
kel 5 Abs. 3 tätig wird, ohne das dort festge- 
setzte Mindestalter zu besitzen oder 

3. als Unternehmer entgegen 

a) Artikel 5 Abs. 1, 2 oder 3 einen Fahrer, Bei- 
fahrer oder Schaffner einsetzt, der die dort 
genannten Voraussetzungen nicht erfüllt, 

b) Artikel 6 Abs. 1 Unterabsatz 1, 2, 3 oder 4 
oder Abs. 2, Artikel 7 Abs. 1, 2 oder 4 Satz 1 
oder Artikel 8 Abs. 1, 2, 3 oder 6, auch in 
Verbindung mit Artikel 15 Abs. 1, nicht da- 
für sorgt, daß die Lenkzeiten, die Lenkzeit- 
unterbrechungen oder die Ruhezeiten ein- 
gehalten werden, 

c) Artikel 14 Abs. 1 einen Linienfahrplan nicht 
oder entgegen Artikel 14 Abs. 1, 2, 3 oder 4 
einen Arbeitszeitplan nicht oder nicht mit 
dem vorgeschriebenen Inhalt ausarbeitet, 

d) Artikel 14 Abs. 6 Satz 1 den Arbeitszeitplan 
nicht aufbewahrt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe c und Nr. 3 mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, in den übrigen Fällen des Absatzes 1 mit 
einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark 
geahndet werden.“ 


3 



Drucksache 10/5975 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


5. § 7 c erhält folgende Fassung: 

„§7c 

Ordnungswidrigkeiten 

— Zuwiderhandlungen gegen die Verordnung 
(EWG) Nr. 3821/85 — 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen eine 

Vorschrift der Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 

verstößt, indem er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. als Unternehmer oder Fahrer 

a) entgegen Artikel 3 Abs. 1 das Kontrollgerät 
nicht benutzt, 

b) nicht Kontrollgeräte oder Schaublätter ver- 
wendet, die den in Artikel 5 oder 6 gestell- 
ten Anforderungen entsprechen, 

c) entgegen Artikel 13 nicht für das Funktio- 
nieren und die Verwendung des Geräts 
sorgt oder 

d) entgegen Artikel 16 Abs. 1 Unterabsatz 2 
eine Reparatur nicht vornimmt oder nicht 
vornehmen läßt, 

2. als Unternehmer entgegen 

a) Artikel 3 Abs. 1 das Kontrollgerät nicht ein- 
baut oder einbauen läßt, 

b) Artikel 14 Abs. 1 den Fahrern nicht die dort 
vorgeschriebenen Schaublätter aushändigt, 

c) Artikel 14 Abs. 2 Satz 1 die Schaublätter 
nicht aufbewahrt oder sie entgegen Arti- 
kel 14 Abs. 2 Satz 2 nicht vorlegt oder nicht 
aushändigt oder 

d) Artikel 16 Abs. 1 Unterabsatz 1 eine Repa- 
ratur nicht durchführen läßt, 

3. als Fahrer entgegen 

a) Artikel 15 Abs. 1, 2 Unterabsatz 1 Schau- 
blätter verwendet, 

b) Artikel 15 Abs. 2 Unterabsatz 2 oder 3, 
Abs. 3 oder 5 oder Artikel 16 Abs. 2 die vor- 
geschriebenen Aufzeichnungen oder Ein- 
tragungen nicht oder nicht richtig vor- 
nimmt oder durch das Kontrollgerät vor- 
nehmen läßt oder 

c) Artikel 15 Abs. 7 ein Schaublatt nicht vor- 
legt, 


4. als Inhaber einer Werkstatt oder als Installa- 
teur entgegen Artikel 12 Abs. 1, 2 oder 4 Kon- 
trollgeräte nicht nach den Vorschriften des 
Anhangs I zur Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 
einbaut, rapariert oder plombiert oder dies 
nicht bescheinigt oder 

5. Kontrollgeräte oder Schaublätter gewerbsmä- 
ßig feilhält oder verwendet, die den in Arti- 
kel 5 oder 6 gestellten Anforderungen nicht 
entsprechen. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstaben a und b, Nr. 2 
Buchstabe a und Nr. 5 mit einer Geldbuße bis zu 
zehntausend Deutsche Mark, in den übrigen Fäl- 
len des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu tau- 
send Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchsta- 
be b und Nr. 5 können Kontrollgeräte oder 
Schaublätter, auf die sich die Ordnungswidrig- 
keit bezieht, eingezogen werden.“ 

6. In § 8 Abs. 3 wird die Bezugnahme „§ 7 c Abs. 1 
Nr. 2“ durch die Bezugnahme „§ 7 c Abs. 1 Nr. 5“ 
ersetzt. 

7. Nach § 8 wird eingefügt: 

„§8a 

Übergangsregelung 

§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe e, Nr. 2 Buchsta- 
be d, Abs. 2 in der bis zum 28. September 1986 gel- 
tenden Fassung bleibt bis zum 31. Dezember 1989 
anwendbar auf Fahrzeuge und Fahrer, die im 
grenzüberschreitenden Personenlinienverkehr 
eingesetzt werden, soweit die Fahrzeuge nicht 
mit einem gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 3821/85 verwendeten Kontrollgerät ausge- 
stattet sind.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 29. September 1986 in 
Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Das Gesetz über das Fahrpersonal von Kraftfahr- 
zeugen und Straßenbahnen (Fahrpersonalgesetz- 
FPersG) vom 27. Oktober 1976 (BGBl. I S. 3046) ent- 
hält u. a. 

— Ermächtigungsnormen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen zur Durchführung der sogenann- 
ten EG-Sozialvorschriften (Lenk- und Ruhezei- 
ten) 

— Vorschriften zur Überwachung der EG-Sozial- 
vorschriften und 

— Vorschriften über die Ahndung von Verstößen 
gegen die EG-Sozialvorschriften (Ordnungswid- 
rigkeiten). 

Dementsprechend enthält das Fahrpersonalgesetz 
zahlreiche Bezugnahmen auf die Vorschriften der 
Verordnungen (EWG) Nr. 543/69 und 1463/70. Ge- 
mäß den Beschlüssen des EG-Rates vom 20. Dezem- 
ber 1985 werden diese Verordnungen jedoch durch 
entsprechende, neugefaßte Regelungen mit Wir- 
kung vom 29. September 1986 ersetzt. Dabei handelt 
es sich um die Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 
und 3821/85 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften vom 31. Dezember 1985). Da die Neurege- 
lung nach Systematik und Artikelfolge von der al- 
ten Regelung erheblich abweicht, erscheint es frag- 
lich, ob die im Fahrpersonalgesetz enthaltenen Be- 
zugnahmen auf die bisherige EWG-Regelung (Ver- 
ordnungen Nr. 543/69 und 1463/70) noch als Rechts- 
grundlage für Überwachungs- und Ahndungsmaß- 
nahmen ausreichen. Insbesondere besteht die Ge- 
fahr, daß nach Inkrafttreten der neuen EG-Rege- 
lung (29. September 1986) Bußgeldverfahren auf 
Grund des Fahrpersonalgesetzes rechtlich nicht 
mehr durchgeführt werden können. Es ist daher, 
zumindest aus Gründen der Rechtsklarheit, uner- 
läßlich, die Vorschriften des Fahrpersonalgesetzes 
insoweit der neuen EWG-Regelung anzupassen. 

Da es sich lediglich um eine Anpassung an das neue 
EG-Recht handelt, sind keine Auswirkungen auf 
Einzelpreise, auf das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau zu erwarten. 


II. Einzelvorschriften 

Artikel 1 (Änderung des Fahrpersonalgesetzes) 

1. (Änderung von § 2 Nr. 1) 

Notwendige Umstellung der bisherigen Bezug- 
nahmen auf die neuen Verordnungen (EWG) 
Nr. 3820/85 und 3821/85. 


2. (Änderung von § 3 Abs. 2) 

Notwendige Umstellung der Bezugnahme auf die 
neue Verordnung (EWG) Nr. 3820/85. 


3. a) (Änderung von § 4 Abs. 1) 

Notwendige Umstellung der Bezugnahme auf 
die neuen Verordnungen (EWG) Nr. 3820/85 und 
3821/85. 


3. b) (Änderung von § 4 Abs. 7) 

Notwendige Umstellung der Bezugnahme auf die 
neue Verordnung (EWG) Nr. 3821/85. 


4. (Neufassung von § 7 a) 

Notwendige Umstellung der Bezugnahmen auf die 
neue Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 unter Berück- 
sichtigung wegfallender bzw. hinzukommender Tat- 
bestände. Dabei werden entsprechend heutigen Er- 
kenntnisstand die Vorschriften so gefaßt, daß die 
Normadressaten klar ersichtlich sind und das buß- 
geldbewehrte Verhalten möglichst konkret bezeich- 
net ist. 

Bei Absatz 1 Nr. 3 Buchstabe b soll durch die For- 
mulierung „auch in Verbindung mit Artikel 15 
Abs. 1“ deutlich gemacht werden, daß der Unterneh- 
mer sowohl für Verstöße gegen das neue Planungs- 
gebot nach Artikel 15 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3820/85 als auch — wie schon nach geltendem 
Recht — für Verstöße bei der Umsetzung der Pla- 
nung selbst bußgeldrechtlich haftet. 


5. (Neufassung von § 7 c) 

Notwendige Umstellung der Bezugnahmen auf die 
neue Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 unter Berück- 
sichtigung wegfallender bzw. hinzukommender Tat- 
bestände. Dabei werden entsprechend heutigen Er- 
kenntnisstand die Vorschriften so gefaßt, daß die 
Normadressaten klar ersichtlich sind und das buß- 
geldbewehrte Verhalten möglichst konkret bezeich- 
net ist. 


6. (Änderung von § 8 Abs. 3) 

Folgeänderung wegen Neufassung von § 7 c. 

7. (Neuer § 8 a) 

Notwendige Übergangsregelung im Hinblick auf 
Artikel 18 Abs. 1, 2. Spiegelstrich (Teilweise Weiter- 
geltung von § 15 der Verordnung- EWG-Nr. 543/69 
bis zum 31. Dezember 1989). 
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Artikel 2 (Berlin-Klausel) 

Artikel 2 enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Das Gesetz soll am 29. September 1986 gleichzeitig 
mit der Neuregelung der EG-Sozialvor Schriften 
(Verordnungen-EWG-Nr. 3820/85 und 3821/85) in 
Kraft treten, damit die Weiterführung der Überwa- 
chungs- und Ahndungsmaßnahmen unter Berück- 
sichtigung der neuen Sachregelung möglich ist 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Eingangsworte 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:“. 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes 
folgt aus Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
weil in Artikel 1 Nr. 1 (§ 2 Nr. 1) die Ermächti- 
gung des Bundesministers für Verkehr, durch 
Rechtsverordnung u. a. auch das Verwaltungs- 
verfahren von Landesbehörden zu regeln, in- 
haltlich neu gestaltet ist. 

Das Gesetz bedarf auch der Zustimmung des 
Bundesrates, weil in §6 des Fahrpersonalgeset- 
zes ein Einzelminister zum Erlaß allgemeiner 
Verwaltungsvorschriften ermächtigt wird. § 6 
verweist auf §2 und die dort genannten Vor- 
schriften sowie auf §§ 7 bis 7 c. Da §§ 2, 7 a und 7 c 
geändert werden, erhält auch § 6 über die dor- 
tige Verweisung mittelbar einen anderen Inhalt, 
weshalb die Änderung der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf. 


2. Artikel 1 nach Nummer 1 (§ 2 Nr. 2) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 1 folgende Num- 
mer 1 a einzufügen: 

,1 a. In § 2 Nr. 2 wird die Bezugnahme auf „vom 
1. Juli 1970 (Bundesgesetzbl. 1974 II 
S. 1473)“ durch die Bezugnahme auf „in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31. Juli 
1985 (BGBl. II S. 889)“ ersetzt. 4 

Begründung 

Notwendige Umstellung der Bezugnahme auf 

das geänderte AETR. 

3. Artikel 1 Nr. 2, 4 (§§ 3,7 a Abs. 1 Nr. 3) 

In Artikel 1 ist Nummer 2 wie folgt zu fassen: 

,2. Der Text des § 3 erhält folgende Fassung: 

»§ 3 

Mitglieder des Fahrpersonals, für die die 
Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 nicht gilt, 
dürfen als Arbeitnehmer nicht nach Maß- 
gabe der zurückgelegten Strecke und /oder 
der Menge der beförderten Güter entlohnt 
werden, auch nicht in Form von Prämien 
oder Zuschlägen für diese Fahrstrecken oder 
Gütermengen, es sei denn, daß diese Entgelte 
nicht geeignet sind, die Sicherheit im Stra- 
ßenverkehr zu beeinträchtigen. 44 4 


Als Folge ist in Artikel 1 Nr. 4 in § 7 a Abs. 1 Nr. 3 
nach Buchstabe b folgender neuer Buchsta- 
be b 1 einzufügen: 

„b 1) Artikel 10 einen Fahrer im Lohnverhältnis 
aufgrund der zurückgelegten Fahrstrek- 
ken und/oder der Menge der beförderten 
Güter entlohnt.“ 

Begründung 

Nach der Regelung des Sachverhaltes in Arti- 
kel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 sind 
die jetzigen Vorschriften des § 3 Abs. 1 FPersG 
nicht mehr erforderlich. Was im EG-Recht be- 
reits geregelt ist, sollte nicht noch einmal Ge- 
genstand des nationalen Rechts sein; dieses 
sollte sich vielmehr nur auf die Mitglieder des 
Fahrpersonals beschränken, die nicht unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 3820/85 fallen. 

4. Artikel 1 Nr. 3 nach Buchstabe a (§ 4 Abs. 2) 

In Artikel 1 Nr. 3 ist nach Buchstabe a folgender 
neuer Buchstabe a 1 einzufügen: 

,a 1) in Absatz 2 die Bezugnahme auf „§ 87 a 
Abs. 2 Nr. 1 des Güterkraftverkehrsgeset- 
zes“ durch die Bezugnahme auf „§54a 
Abs. 2 des Güterkraftverkehrsgesetzes 44 ; 4 

Begründung 

Notwendige Bereinigung, da § 87 a des Güter- 
kraftverkehrsgesetzes (GüKG) inzwischen weg- 
gefallen und durch § 54 a GüKG ersetzt worden 
ist (vgl. Artikel 1 Nr. 31 des Dritten Gesetzes zur 
Änderung des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
9. März 1983 — BGBl. I S. 249). 

5. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) 

In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 7 a Abs. 1 Nr. 1 der 
Buchstabe a wie folgt zu fassen: 

,,a) Artikel 5 Abs. 1 oder 2 Unterabsatz 1 ein 
Fahrzeug lenkt, ohne das dort festgesetzte 
Mindestalter erreicht zu haben, 44 . 

Begründung 

Präzisierung des Bußgeldtatbestands und 
sprachliche Verbesserung. 

6. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) 

In Artikel 1 Nr. 4 sind in § 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe b die Worte „tätig wird 44 durch die Worte 
„ein Fahrzeug lenkt 44 zu ersetzen. 

Begründung 

Präzisierung des Bußgeldtatbestands. 
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7. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c) 

In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be c nach dem Zitat „Artikel 8 Abs. 1, 2, 3 oder 6“ 
das Zitat „oder Artikel 9 Unterabsatz 2“ einzufü- 
gen. 

Begründung 

Notwendige Berücksichtigung eines neu hinzu- 
kommenden Tatbestandes, bei dem es sich of- 
fensichtlich nicht nur um eine Bedingung der 
Vorschriften des Artikels 8 Abs. 1 und 2 han- 
delt. 

8. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d) 

In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be d das Wort „Abweichungen“ durch die Worte 
„Art und Grund einer Abweichung“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

Engere Anpassung an den Wortlaut der Gebots- 
norm. 

9. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 2) 

In Artikel 1 Nr. 4 sind in § 7 a Abs. 1 Nr. 2 die 
Worte „zu besitzen“ durch die Worte „erreicht zu 
haben“ zu ersetzen. 

Begründung 
Sprachliche Verbesserung. 

10. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist zu prü- 
fen, ob in § 7 a Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b i. d. F. 
des Artikels 1 Nr. 4 nach dem Wort „Lenkzeitun- 
terbrechungen“ das Wort „oder“ durch das Wort 
„und“ ersetzt werden muß. Es soll klargestellt 
werden, daß der Unternehmer sowohl für die 
Einhaltung der Lenkzeiten als auch der Lenk- 
zeitunterbrechungen und der Ruhezeiten zu 
sorgen hat, und daß der Bußgeldtatbestand 
schon dann erfüllt ist, wenn in bezug auf eines 
dieser Erfordernisse der Unternehmer seinen 
Verpflichtungen nicht nachkommt. 

11. Artikel 1 nach Nummer 4 (§ 7b) 

In Artikel 1 ist nach Nummer 4 folgende neue 
Nummer 4 a einzufügen: 

,4 a) § 7 b erhält folgende Fassung: 

„§7b 

Ordnungswidrigkeiten 
— Zuwiderhandlungen gegen das AETR — 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen 
eine Vorschrift des AETR verstößt, indem 
er vorsätzlich oder fahrlässig 

1. als Fahrer entgegen 

a) Artikel 5 Abs. 1, 2 oder 3 tätig wird, 
ohne das dort festgesetzte Mindestal- 
ter zu besitzen, 


b) Artikel 6 Abs. 1, Abs. 2 Buchstabe a 
oder Abs. 3 oder 4, Artikel 6 a Buch- 
stabe d oder Artikel 7, 8 oder 9 die 
Lenkzeiten, die Lenkzeitunterbre- 
chungen oder die Ruhezeiten nicht 
einhält, 

c) Artikel 10 nach Zurücklegung von 450 
Kilometern seine Fahrt nicht beendet 
oder sich nicht von einem anderen 
Fahrer ablösen läßt, 

d) Artikel 12 Abs. 1 oder 6 oder den 
Nummern 7 bis 14 oder 16 bis 27 der 
Anweisungen für die Führung des 
persönlichen Kontrollbuches im An- 
hang zu dem AETR die vorgeschrie- 
benen Aufzeichnungen oder Eintra- 
gungen nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht richtig vornimmt, das Kontroll- 
buch nicht mit sich führt oder dem 
Kontrollorgan auf Verlangen nicht 
vorweist oder entgegen Artikel 6 
Abs. 2 Buchstabe b in dem persönli- 
chen Kontrollbuch die Angabe der 
Regelung der Tagesruhezeit unter- 
läßt, 

2. als Beifahrer entgegen Artikel 12 Abs. 1 
oder 6 oder den Nummern 7 bis 14 oder 
16 bis 27 der Anweisungen für die Füh- 
rung des persönlichen Kontrollbuches 
im Anhang zu dem AETR die vorge- 
schriebenen Aufzeichnungen oder Ein- 
tragungen nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht richtig vornimmt, das Kontroll- 
buch nicht mit sich führt oder dem Kon- 
trollorgan auf Verlangen nicht vorweist 
oder entgegen Artikel 6 Abs. 2 Buchsta- 
be b in dem persönlichen Kontrollbuch 
die Angabe der Regelung der Tagesruhe- 
zeit unterläßt, 

3. als Unternehmer entgegen 

a) Artikel 5 einen Fahrer einsetzt, der 
die dort genannten Voraussetzungen 
nicht erfüllt, 

b) Artikel 6 Abs. 1, Abs. 2 Buchstabe a 
oder Abs. 3 oder 4, Artikel 6 a Buch- 
stabe d oder Artikel 7, 8 oder 9, auch 
in Verbindung mit Artikel 13 Abs. 1, 
nicht dafür sorgt, daß die Lenkzeiten, 
die Lenkzeitunterbrechungen oder 
die Ruhezeiten eingehalten werden, 

c) Artikel 10, auch in Verbindung mit 
Artikel 13 Abs. 1, nicht dafür sorgt, 
daß der Fahrer von Beginn der Fahrt 
an von einem anderen Fahrer beglei- 
tet wird oder nach Zurücklegung von 
450 Kilometern seine Fahrt beendet 
oder von einem anderen Fahrer abge- 
löst wird, 

d) Artikel 12 Abs. 4 oder 5, den Num- 
mern 2, 4, 5 oder 6 der Anweisungen 
für die Führung des persönlichen 
Kontrollbuches im Anhang zu dem 
AETR kein persönliches Kontroll- 
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b) In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 7 c Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe a die Worte „einbaut oder“ zu 
streichen. 


buch aushändigt, nicht die erforderli- 
chen Anweisungen über die richtige 
Führung des persönlichen Kontroll- 
buches gibt, seiner wöchentlichen 
Prüfpflicht nicht nachkommt oder 
den Wochenbericht nicht unter- 
schreibt, kein Verzeichnis über die 
von ihm verwendeten persönlichen 
Kontrollbücher führt, die abgeschlos- 
senen persönlichen Kontrollbücher 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist einzieht und aufbewahrt oder 
den Kontrollorganen die persönlichen 
Kontrollbücher oder die Verzeich- 
nisse über die persönlichen Kontroll- 
bücher auf Verlangen nicht aushän- 
digt. 


a) In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 7 c Abs. 1 Nr. 1 der 
Buchstabe d 

aa) die Worte „nicht vornimmt oder“ zu strei- 
chen, 

bb) vor den Worten „vornehmen läßt“ das 
Wort „unterwegs“ einzufügen. 


Begründung zu a), aa) und b) 

Nach Artikel 12 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 3821/85 dürfen nur besonders zugelassene 
Installateure oder Werkstätten ein Kontrollge- 
rät einbauen oder reparieren. Da Fahrer und 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe c 
und d und Nummer 3 mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark, in den 
übrigen Fällen des Absatzes 1 mit einer 
Geldbuße bis zu tausend Deutsche Mark 
geahndet werden.“' 

Begründung 

Notwendige Umstellung der Bezugnahmen auf 
das geänderte AETR unter Berücksichtigung 
neu hinzugekommener Tatbestände (siehe Er- 
ste Verordnung über die Inkraftsetzung von Än- 
derungen des Europäischen Übereinkommens 
vom 1. Juli 1970) über die Arbeit des im interna- 
tionalen Straßenverkehr beschäftigten Fahrper- 
sonals (AETR) vom 11. Juli 1985 (BGBl. II 
S. 862). 

12. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist in § 7 c Abs. 1 Nr. 1 der 
Buchstabe b wie folgt zu fassen: 

,,b) nicht Kontrollgeräte oder Schaublätter ver- 
wendet, die nach Artikel 5 und 6 genehmigt 
und mit einem Prüfzeichen versehen sind,“. 

Begründung 

Es sollte auf das formelle Erfordernis abgestellt 
werden, ob Kontrollgeräte und Schaublätter ge- 
nehmigt und mit einem Prüfzeichen versehen 
sind, da Fahrer und Unternehmer die materiel- 
len Anforderungen, die in Artikel 5 und 6 ge- 
stellt werden, nicht beurteilen können. 

13. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist in § 7 c Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be c vor dem Wort „Funktionieren“ das Wort 
„ordnungsgemäße“ und vor dem Wort „Verwen- 
dung“ das Wort „richtige“ einzufügen. 

Begründung 

Bessere Übereinstimmung mit der Gebots- 
norm. 

14. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d und 
Nr. 2 Buchstabe a) 


Unternehmer im Regelfall diese Zulassung 
nicht besitzen dürften, sind die Alternativen „ . . . 
eine Reparatur nicht vornimmt“ und „ . . . das 
Kontrollgerät nicht einbaut“ zu streichen. 

Zu a), bb) 

Die Einfügung „unterwegs“ dient der besseren 
Anpassung an die Gebotsnorm. 

15. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist in § 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchsta- 
be a nach dem Zitat „Artikel 15 Abs. 1“ das 
Komma durch das Wort „oder“ zu ersetzen. 

Begründung 

Fehlerberichtigung. 

16. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a) 

Im weiteren Gesetzgebungsverfahren ist zu prü- 
fen, wie § 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a i. d. F. des 
Artikels 1 Nr. 5 klarer gefaßt werden kann, ins- 
besondere hinsichtlich der Anpassung an die 
Gebotsnorm in inhaltlicher, sprachlicher und 
numerischer Hinsicht. 

17. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b) 

In Artikel 1 Nr. 5 sind in § 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buch- 
stabe b die Worte „nicht oder“ durch die Worte 
„nicht, nicht vollständig oder“ zu ersetzen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

18. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 4) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist in § 7 c Abs. 1 die Nummer 4 
wie folgt zu fassen: 

„4. als Inhaber einer Werkstatt oder als Instal- 
lateur Kontrollgeräte entgegen Artikel 12 
Abs. 1, 2 Satz 1 oder Abs. 4 oder entgegen 
den Vorschriften des Anhangs I zur Verord- 
nung (EWG) Nr. 3821/85 einbaut, repariert 
oder plombiert oder dies nicht bescheinigt 
oder“. 
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Begründung 

Artikel 12 Abs. 2 Satz 2 ist einer Bußgeldbeweh- 
rung nicht zugänglich. 

Notwendige Klarstellung, daß auch Verstöße ge- 
gen die Vorschriften des Anhangs I zu der EWG- 
Verordnung bußgeldbewehrt sind. 

19. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 5) 

In Artikel 1 Nr. 5 ist in § 7 c Abs. 1 die Nummer 5 
wie folgt zu fassen: 

„5. Kontrollgeräte oder Schaublätter gewerbs- 
mäßig feilhält oder verwendet, die nicht 
nach Artikel 5 und 6 genehmigt und mit ei- 
nem Prüfzeichen versehen sind.“ 

Begründung 

Es sollte auf das formelle Erfordernis abgestellt 
werden, ob Kontrollgeräte und Schaublätter ge- 
nehmigt und mit einem Prüfzeichen versehen 
sind, da der Betroffene die materiellen Anforde- 
rungen, die in Artikel 5 und 6 gestellt werden, 
nicht beurteilen kann. 


20. Artikel 1 Nr. 7 (§8a) 

In Artikel 1 Nr. 7 sind in § 8a das Wort „bleibt“ 
durch das Wort „ist“ und das Wort „anwendbar“ 
durch die Worte „weiter anzuwenden“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. 

21. Nach Artikel 1 

Nach Artikel 1 ist folgender neuer Artikel 1 a 
einzufügen: 

„Artikel 1 a 

Der Bundesminister für Verkehr wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Fahrpersonalgeset- 
zes in der neuen Fassung bekanntzugeben.“ 

Begründung 

Eine Neufassung ist wegen der zahlreichen Än- 
derungen angezeigt. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


i. 

Zu 1. Eingangsworte 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 2. Artikel 1 nach Nummer 1 (§ 2 Nr. 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 3. Artikel 1 Nr. 2, 4 (§§ 3, 7 a Abs. 1 Nr. 3) 

Die Bundesregierung hält die vorgeschla- 
gene Fassung nicht für sachdienlich. Sie ist 
der Ansicht, daß die bisherige Fassung aus 
Gründen der Rechtsklarheit beibehalten 
werden sollte. 

Ferner ist die Formel „und/oder“ in einer 
Bußgeldvorschrift nicht zu verwenden. 

Zu 4. Artikel 1 Nr. 3 nach Buchstabe a (§ 4 Abs. 2) 
Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 5. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 6. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 7. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt mit der 
Maßgabe, daß er redaktionell wie folgt ge- 
faßt wird: 

In Artikel 1 Nr. 4 ist in § 7 a Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe c das Zitat „oder Artikel 8 Abs. 1, 2, 3 
oder 6“ zu ersetzen durch das Zitat 
„, Artikel 8 Abs. 1, 2, 3 oder 6 oder Artikel 9 
Unterabsatz 2“. 

Zu 8. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Buchstabe d) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 9. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 2) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 10. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 a Abs. 1 Nr. 3 Buchsta- 
be b) 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
es bei der bisherigen Formulierung („oder“) 


bleiben sollte, da es sich um eine alternative 
Aufzählung von Tatbeständen handelt. 

Zu 11. Artikel 1 nach Nummer 4 (§ 7 b) 

Die Bundesregierung stimmt grundsätzlich 
dem Vorschlag des Bundesrates zu, § 7 b in 
Anpassung an die Neugestaltung der §§ 7 a 
und 7 c neu zu gestalten und dabei auch die 
Neuregelung in Artikel 6 a AETR einzubezie- 
hen. Sie ist allerdings der Auffassung, daß 
dann auch die Neuregelung in Artikel 12 a 
AETR miteinbezogen werden sollte. Diese 
Vorschrift sieht die Verwendung eines Kon- 
trollgeräts anstelle des persönlichen Kon- 
trollbuchs vor. Ist das Kontrollgerät vorge- 
schrieben, kann auf die Führung des Buches 
verzichtet werden. 

Im übrigen hat die Bundesregierung die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Fassung redak- 
tionell überarbeitet und einerseits redaktio- 
nell vereinfacht, andererseits im Hinblick 
auf die Maßstäbe des Rechts ausschusses des 
Bundesrates gegenüber den §§ 7 a und 7 c 
teilweise auch näher konkretisiert. 

Dementsprechend stimmt die Bundesregie- 
rung dem Vorschlag des Bundesrates mit 
der Maßgabe zu, daß § 7b folgende Fassung 
erhält: 

„§7b 

Ordnungswidrigkeiten 
— Zuwiderhandlungen gegen das AETR — 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer gegen 
eine Vorschrift des AETR verstößt, indem er 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. als Fahrer 

a) entgegen Artikel 5 Abs. 1, 2 oder 3 ein 
Fahrzeug lenkt, ohne das dort festge- 
setzte Mindestalter erreicht zu haben, 

b) entgegen Artikel 6 Abs. 1, 2 Buchsta- 
be a, Abs. 3 oder 4, Artikel 6 a Buchsta- 
be d oder Artikel 7, 8 oder 9 die Lenk- 
zeiten, die Lenkzeitunterbrechungen 
oder die Ruhezeiten nicht einhält, 

c) entgegen Artikel 10 sich nach Zurück- 
legung von 450 Kilometern nicht durch 
einen anderen Fahrer ersetzen läßt, 

d) entgegen Artikel 12 Abs. 1 oder 6 oder 
den Nummern 11 bis 14, 16, 17, 18 
Satz 1 oder Nummern 19 bis 27 der An- 
weisungen für die Führung des persön- 
lichen Kontrollbuches im Anhang zu 
dem AETR die vorgeschriebenen Auf- 
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Zeichnungen oder Eintragungen nicht, 
nicht rechtzeitig oder nicht richtig vor- 
nimmt, das Kontrollbuch nicht mit sich 
führt oder nicht vorweist oder entge- 
gen Artikel 6 Abs. 2 Buchstabe b die 
Regelung der Tagesruhezeit nicht an- 
gibt oder, 

e) wenn anstelle eines Kontrollbuches ein 
Kontrollgerät nach Artikel 12 a Nr. 1 
Buchstabe a in Verbindung mit Buch- 
stabe c oder d benutzt wird, entgegen 

aa) Artikel 12 a Nr. 1 Buchstabe b, e 
oder f Aufzeichnungen, Eintragun- 
gen oder Vermerke nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
in der vorgeschriebenen Weise vor- 
nimmt oder vornehmen läßt, 

bb) Artikel 12 a Nr. 1 Buchstabe g 
Schaublätter oder Kontrolldoku- 
mente nicht mit sich führt oder 
nicht vorlegt oder 

cc) Artikel 12 a Nr. 1 Buchstabe h nicht 
für den ordnungsgemäßen Betrieb 
oder das Bedienen oder nicht oder 
nicht rechtzeitig für die Instand- 
setzung des Kontrollgeräts sorgt, 

2. als Beifahrer eine der in Nummer 1 Buch- 
stabe d oder e bezeichneten Handlungen 

begeht oder 

3. als Unternehmer 

a) entgegen Artikel 5 einen Fahrer ein- 
setzt, der die dort genannten Voraus- 
setzungen nicht erfüllt, 

b) entgegen Artikel 6 Abs. 1, 2 Buchsta- 
be a, Abs. 3 oder 4, Artikel 6 a Buchsta- 
be d oder Artikel 7, 8 oder 9, auch in 
Verbindung mit Artikel 13 Abs. 1 oder 2 
Satz 1, nicht dafür sorgt, daß die Lenk- 
zeiten, die Lenkzeitunterbrechungen 
oder die Ruhezeiten eingehalten wer- 
den, 

c) entgegen Artikel 10, auch in Verbin- 
dung mit Artikel 13 Abs. 1, nicht dafür 
sorgt, daß der Fahrer von Beginn der 
Fahrt an von einem anderen Fahrer 
begleitet wird oder nach Zurücklegung 
von 450 Kilometern durch einen ande- 
ren Fahrer ersetzt wird, 

d) entgegen Artikel 12 Abs. 6, auch in Ver- 
bindung mit Artikel 13 Abs. 2 Satz 1, 
oder den Nummern 2, 4 oder 5 der An- 
weisungen für die Führung des persön- 
lichen Kontrollbuches im Anhang zu 
dem AETR das persönliche Kontroll- 
buch nicht oder nicht rechtzeitig aus- 
händigt oder prüft, nicht die Anweisun- 
gen für die Führung des Buches gibt 
oder den Wochenbericht nicht prüft 
oder nicht unterzeichnet, 

e) entgegen Artikel 12 Abs. 4 oder 5 oder 
der Nummer 6 der Anweisungen für 


die Führung des persönlichen Kontroll- 
buches im Anhang zum AETR persön- 
liche Kontrollbücher nicht oder nicht 
rechtzeitig einzieht, ein Verzeichnis 
über die verwendeten persönlichen 
Kontrollbücher nicht führt oder diese 
oder das Verzeichnis nicht aufbewahrt 
oder nicht auf Verlangen aushändigt 
oder 

f) wenn anstelle eines Kontrollbuches ein 
Kontrollgerät nach Artikel 12 a Nr. 1 
Buchstabe a in Verbindung mit Buch- 
stabe c oder d benutzt wird, entgegen 
Artikel 12 a Abs. 3 die Schaublätter 
oder die sonstigen Kontrollblätter 
nicht aufbewahrt oder nicht vorlegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den 
Fällen des Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe b und 
c und Nr. 3 mit einer Geldbuße bis zu zehn- 
tausend Deutsche Mark, in den übrigen Fäl- 
len des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 
tausend Deutsche Mark geahndet werden.“ 

Zu 12. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 13. Artikel 1 Nr. 5 (§7c Abs. 1 Nr. 1 Buchsta- 
be c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 14. ALrtikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d 
und Nr. 2 Buchstabe a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 15. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchsta- 
be a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 16. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchsta- 
be a) 

Die Bundesregierung wird die Prüfung im 
Verlauf des weiteren Gesetzgebungsverfah- 
rens vornehmen. 

Zu 17. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 3 Buchsta- 
be b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 18. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 4) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 19. Artikel 1 Nr. 5 (§ 7 c Abs. 1 Nr. 5) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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Zu 20. Artikel 1 Nr. 7 (§ 8 a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 21. Nach Artikel 1 

Die Bundesregierung stimmt der Aufnahme 
einer Neufassungserlaubnis üblicher Fas- 
sung (GGO II § 36 Abs. 2) zu. Dementspre- 
chend ist nach Artikel 1 folgender neuer Ar- 
tikel 1 a einzufügen: 

„Artikel 1 a 

Der Bundesminister für Verkehr kann den 
Wortlaut des Fahrpersonalgesetzes in der 
vom ... an geltenden Fassung im Bundesge- 
setzblatt bekanntmachen.“ 


II. 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrates, denen 
die Bundesregierung zugestimmt hat, sind kosten- 
neutral, da es sich durchweg um redaktionelle Klar- 
stellung im Hinblick auf die angestrebte Zielset- 
zung des Gesetzes handelt. Deshalb sind keine Aus- 
wirkungen auf die Einzelpreise und das Preisni- 
veau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, zu 
erwarten. 
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